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Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 

— Wahlprüfungsangelegenheiten — 


über den Wahleinspruch des Albert Reinhold Schaffnit, 
Heidelberg, gegen die Gültigkeit der Wahl zum 
6. Deutschen Bundestag vom 28. September 1969 
— Az. 30/69 — 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Schlee 


Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entschei- 
dung treffen. 


Bonn, den 11. Dezember 1969 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung 

Schoettle Schlee 

Vorsitzender Berichterstatter 


Drudt: Budidrudcerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
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Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/363 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache - Az. 30 69 - des 
Albert Reinhold Schaffnit, Heidelberg 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 


Bundestag vom 28. September 1969 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 3. November 1969 hat der 
Einspruchsführer Einspruch gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 6. Deutschen Bundestag eingelegt. 

Zur Begründung trägt er vor, 

eine Partei bayerischer Art habe in der Pfalz 
auch nach größeren Reklamationen nicht er- 
reicht werden können. Eine Verfassungsgrün- 
dung bestehe in der Pfalz weder quantitativ 
noch qualitativ. Eine Partei bayerischer Art be- 
stehe nicht einmal zur Wahrnehmung von Min- 
derheiten. Es bestehe entsprechende Behinde- 
rung politisch benachbarter Werte. Die Wahl- 
behinderung sei deshalb vollständig. Sie sei 
weiter verschärft und erweitert durch die 
Bedrohung der Bayern-Pfälzer und der Wider- 
ständler gegen Diktatur mit der Bezeichnung 
„Staatsfeinde", durch weitere Drohungen der 
Regierungen Mainz und Stuttgart, die Minder- 
heiten baldmöglichst aussterben zu lassen. 

Die Ausrichtung dieser Wahlen sei eindeutig mit 
Diktaturforderungen übersetzt. Unter solchen 
Umständen sei die 5 Vo-Klausel in gewissen 
Fällen eine kleine Hürde, bei Unterdrückungen 
in der Pfalz eine Sperre. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. la Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 


beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist auch zulässig, 
jedoch offensichtlich unbegründet. 

Aufgabe der Wahlprüfung ist es, festzustellen, ob 
durch Verletzung der Wahlrechtsbestimmungen das 
Ergebnis einer Bundestagswahl so berührt worden 
ist, daß diese Verletzung Einfluß auf die Mandats- 
verteilung hätte haben können [vgl. BundesVerfGE 
Bd. 4, 370 (372 f.)]. Dazu hat der Einspruchsführer 
jedoch keine nachprüfbaren Mängel gerügt. 

Soweit der Einspruchsführer auf die 5 Vo-Klausel 
verweist, ist zu bemerken, daß diese Sperrklausel in 
§ 6 des Bundeswahlgesetzes festgelegt ist. Der Deut- 
sche Bundestag hat es in ständiger Praxis abgelehnt, 
im Rahmen des Wahlprüf ungs Verfahrens die Ver- 
fassungsmäßigkeit von Gesetzen nachzuprüfen. Er 
ist der Auffassung, daß es ausschließlich Aufgabe 
des Bundesverfassungsgerichts ist, die Verfassungs- 
mäßigkeit von Gesetzen zu prüfen. An dieser Praxis 
wird festgehalten. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. la 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurück- 
zuweisen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 
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